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fordert oder beglaubigt werden, können nach einem in die­
sem Teil dieses Vertrages festgelegten Verfahren zugestellt 
werden.

(2) In Teil II dieses Vertrages bedeutet „ersuchender 
Staat“ der Staat, von dem die zuzustellenden Schriftstücke 
ausgehen und bedeutet „ersuchter Staat“ der Staat, auf des­
sen Territorium die Schriftstücke zuzustellen sind.

Artikel 3

(1) Ein Ersuchen um Zustellung wird von einer diplomati­
schen oder konsularischen Vertretung des ersuchenden Staa­
tes an das zuständige Organ des ersuchten Staates gerichtet 
und übermittelt mit der Bitte, die Zustellung zu veranlassen.

(2) Zuständiges Organ ist

a) in der Deutschen Demokratischen Republik 
das Ministerium der Justiz;

b) in dem Vereinigten Königreich
in England und Wales der Senior Master of the Supreme 
Court of Judicature;
in Schottland der Crown Agent, Edinburgh; 
in Nordirland der. Supreme Court of Judicature of 
Northern Ireland, Belfast.

1st das Organ, an welches ein Ersuchen um Zustellung über­
mittelt wurde, für die Ausführung nicht zuständig, leitet 
es das Ersuchen an das zuständige Organ weiter und infor­
miert die diplomatische oder konsularische Vertretung, die 
das Ersuchen übersandt hat.

Artikel 4

(1) Ein Ersuchen um Zustellung von Schriftstücken wird 
schriftlich gestellt; es hat folgende Angaben zu enthalten:

a) das ersuchende Organ;

b) Name, Anschrift, weitere Angaben und soweit bekannt, 
die Staatsbürgerschaft der Prozeßparteien;

c) Name, Anschrift und weitere Angaben (zum Beispiel: 
Geschlecht, Alter, Staatsbürgerschaft und Beruf, soweit 
bekannt) des Empfängers;

d) die Art und Anzahl der zuzustellenden Schriftstücke.

Die zuzustellenden Schriftstücke sind in zweifacher Ausfer­
tigung beizufügen.

Ein Ersuchen um Zustellung an das zuständige Organ in 
der Deutschen Demokratischen Republik ist in deutscher 
Sprache abzufassen.

Ein Ersuchen um Zustellung an ein zuständiges Organ im 
Vereinigten Königreich ist in englischer Sprache abzufassen.

(2) Die Schriftstücke, die auf dem Territorium der Deut­
schen Demokratischen Republik zugestellt werden sollen, 
sind in deutscher Sprache abzufassen oder ihnen ist eine 
Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Die Schriftstücke, die auf dem Territorium des Vereinig­
ten Königreiches zugestellt werden sollen, sind in englischer 
Sprache abzufassen oder ihnen ist eine Übersetzung in die 
englische Sprache beizufügen.

' Die Übersetzungen der zuzustellenden Schriftstücke sind 
in zweifacher Ausfertigung beizufügen. Die Richtigkeit der 
Übersetzungen ist von einem Übersetzer zir bestätigen.

Artikel 5

(1) Das zuständige Organ des ersuchten Staates veranlaßt 
die Zustellung des Schriftstückes in einer der Formen, die 
die gesetzlichen Bestimmungen des ersuchten Staates für die 
Zustellung ähnlicher Schriftstücke vorsehen; wird jedoch im 
Ersuchen um eine besondere Form der Zustellung ersucht, 
kann so verfahren werden, sofern dies nicht mit den gesetz­
lichen Bestimmungen des ersuchten Staates unvereinbar ist.

(2) Das zuständige Organ, welches die Erledigung des Zu­
stellungsersuchens veranlaßt hat, stellt ein Zeugnis aus, das 
die Zustellung bestätigt oder den Grund für die nichterfolgte 
Zustellung angibt; es enthält des weiteren Angaben über 
die Form und den Zeitpunkt der Zustellung oder versuchten 
Zustellung. Das zuständige Organ übersendet das Zeugnis 
an die diplomatische oder konsularische Vertretung, die das 
Ersuchen übersandt hat. Das Zeugnis über die Zustellung 
oder versuchte Zustellung wird auf einem Exemplar der zu­
zustellenden Schriftstücke angebracht oder diesem beige­
fügt und mit dem Siegel des zuständigen Organs versehen.

(3) Die Erledigung eines in Übereinstimmung mit den Be­
stimmungen dieses Vertrages gestellten Ersuchens um Zu­
stellung darf nur abgelehnt werden, wenn der ersuchte Staat 
der Auffassung ist, daß dadurch seine Souveränität oder 
seine Sicherheit beeinträchtigt werden würde. Wird die Er­
ledigung eines Ersuchens um Zustellung gemäß diesem Ab­
satz abgelehnt, benachrichtigt das zuständige Organ des er­
suchten Staates unverzüglich die diplomatische oder konsu­
larische Vertretung des ersuchenden Staates und teilt die 
Gründe für die Ablehnung des Ersuchens um Zustellung mit.

Artikel 6

(1) Die diplomatische oder konsularische Vertretung jeder 
Hohen Vertragschließenden Seite kann ohne Ersuchen an oder 
ohne Vermittlung durch die Organe der anderen Hohen 
Vertragschließenden Seite Schriftstücke an Staatsbürger der 
erstgenannten Seite, die sich auf dem Territorium der letzt­
genannten Seite befinden, zustellen.

(2) Schriftstücke können an Staatsbürger der einen Hohen 
Vertragschließenden Seite, die sich auf dem Territorium der 
anderen Hohen Vertragschließenden Seite aufhalten, ohne 
Vermittlung der Organe der letztgenannten Seite auf dem 
Postweg übersandt werden.

Artikel 7

(1) Jedem Zustellungsersuchen, das gemäß Artikel 3, 4 
und 5 dieses Vertrages übermittelt wird, ist die entsprechende 
Gebühr beizufügen. Die von jeder Hohen Vertragschließen­
den Seite erhobene Gebühr ist der Betrag, den eine Seite der 
anderen beim Austausch der Ratifikationsurkunden zu die­
sem Vertrag notifiziert. Der Betrag kann von Zeit zu Zeit 
verändert werden, nachdem die eine Seite die andere minde­
stens zwei Monate vorher darüber informiert hat. Der ur­
sprünglich oder später notifizierte Betrag darf die durch­
schnittlichen angemessenen Kosten der Zustellung nicht 
überschreiten.

(2) Werden Schriftstücke auf Ersuchen einer Hohen Ver­
tragschließenden- Seite in einer besonderen Form gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 zugestellt oder wird die Zustellung ver­
sucht, erstattet diese der anderen Hohen Vertragschließen­
den Seite alle Gebühren und Auslagen, die aus der besonde­
ren Form der Zustellung entstehen und nicht durch den in 
Absatz 1 dieses Artikels genannten Betrag erfaßt sind. Die


